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Vorbemerkung 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) begrüßt, dass der Landtag Mecklenburg-
Vorpommern sich mit dem Vorschlag für eine „Strategie zur Minimierung von reaktiven 
Stickstoffverbindungen“ befasst. Die folgenden Ausführungen zum Fragenkatalog des 
Agrarausschusses geben knappe Hinweise auf einschlägige Kapitel im Sondergutachten des 
SRU: „Stickstoff – Lösungsstrategien für ein drängendes Umweltproblem“, das im Januar 
2015 veröffentlicht wurde (www.umweltrat.de). Eine ausführliche Sachdarstellung findet sich 
im Sondergutachten.  

 

1.  Sachstandsdarstellung 

1.1  Welche Kenntnisse über die Bewertung und Erhebung von Daten und Fakten zu 
reaktiven Stickstoffverbindungen liegen aus anderen EU-Mitgliedstaaten oder dem 
nichteuropäischen Ausland vor? 

Ein Vielzahl: siehe beispielsweise EU-Bericht zur Umsetzung der Nitratrichtlinie 
(http://ec.europa.eu/environment/water/water-nitrates/reports.html) oder Berichte der 
Europäischen Umweltagentur (EEA) zur Luftqualität in Europa 
(http://www.eea.europa.eu/de/themes/air). Von herausragender Bedeutung ist das 
„European Nitrogen Assessment“, das im Sondergutachten des SRU vielfach zitiert wurde 
(Kap. 3).  

1.2  Welchen Gesamteintrag reaktiver Stickstoffverbindungen in die Umwelt halten 
Sie für noch akzeptabel? 

Es liegen bereits unterschiedliche Ziele für die Minderung der Einträge von reaktiven 
Stickstoffverbindungen für Deutschland und andere Länder vor (Tz. 620 ff.). Diese beziehen 
sich aber auf verschiedene Umweltmedien oder einzelne Sektoren. Ein Gesamtziel für den 
Eintrag von reaktiven Stickstoffverbindungen in Deutschland sollte aus unserer Sicht erst 
noch erarbeitet werden. Der SRU hat in seinem Gutachten als eine vorläufige Zielmarke die 
Halbierung des Gesamteintrags angeregt, um annähernd die verschiedenen 
Umweltqualitätsziele im Hinblick auf Gewässer, Luft und Biodiversität und Klimaschutz 
erreichen zu können (Kap. 2.3 im Hinblick auf die planetatischen Grenzen, Tz. 619 auf die 
nationalen oder europäischen Umweltqualitätsziele). 

1.3  Muss ein maximal zulässiger Gesamteintrag von reaktiven 
Stickstoffverbindungen regional spezifiziert werden? Welchen Beitrag muss die 
Landwirtschaft dabei leisten? 

Ein Gesamtreduktionsziel ist keine Alternative, sondern immer nur eine Ergänzung zu einem 
lokal differenzierten Ansatz. Es adressiert das Problem zu hoher Stickstoffeinträge in die 
natürliche Umwelt und damit einer zu hohen Hintergrundbelastung. Zur Minderung der 

http://www.umweltrat.de/
http://ec.europa.eu/environment/water/water-nitrates/reports.html
http://www.eea.europa.eu/de/themes/air
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Belastung durch Hotspots oder für den Erhalt empfindlicher Ökosysteme liefert das 
Gesamtreduktionsziel keine ausreichenden Informationen. Der SRU empfiehlt daher eine 
Kombination verschiedener Handlungsansätze (vgl. Tz. 175).  

1.4  Welcher Anteile landwirtschaftlicher Stickstoff-Überschüsse ist in 
Mecklenburg-Vorpommern auf die „industrielle“ Tierhaltung zurückzuführen? 

- 

  
1.5  Welche volkswirtschaftlichen Schäden verursachen die Belastung der 
Oberflächengewässer und des Grundwassers in Mecklenburg-Vorpommern mit 
Stickstoff (z. B. Mehrkosten für Trinkwasseraufbereitung bei kommunalen 
Wasserversorgern)? Sind entsprechende Untersuchungsergebnisse auch aus 
anderen Bundesländern bekannt und wenn ja, welche? 

- 

 

2.  Effekte reaktiver Stickstoffverbindungen 

2.1  Wie bewerten Sie die Umweltwirkungen reaktiver Stickstoffverbindungen? 

Die zu hohen Einträge von Stickstoffverbindungen sind eines der großen ungelösten 
Umweltprobleme unserer Zeit. Stickstoffverbindungen wie beispielsweise Stickstoffoxide und 
Ammoniak belasten Umwelt und Gesundheit auf vielfältige und komplexe Weise: 

– Stickstoffeinträge tragen durch Eutrophierung und Versauerung zum Verlust von 
Biodiversität bei. 

– Lachgas schädigt die Ozonschicht und trägt zum Klimawandel bei. 

In Deutschland führt der Gehalt an reaktivem Stickstoff in Wasser, Boden und Luft zu zum 
Teil erheblichen Belastungen. Im Jahr 2009 waren etwa 48 % der natürlichen und 
naturnahen terrestrischen Ökosysteme von Eutrophierung betroffen, 8 % von Versauerung. 
Nord- und Ostsee sind ebenfalls in erheblichem Maße eutrophiert. Etwa 26 % aller 
Grundwasserkörper sind wegen hoher Nitratgehalte in einem schlechten chemischen 
Zustand. Dadurch wird auch die Trinkwassergewinnung beeinträchtigt. In einigen Regionen 
kann der Trinkwassergrenzwert für Nitrat nur noch durch zum Teil aufwendige Maßnahmen 
eingehalten werden.  

Bestehende und zum Teil rechtlich verbindliche (europäische) Ziele der Luftreinhaltung, des 
Gewässerschutzes und des Naturschutzes werden deutlich verfehlt. Zu konstatieren ist ein 
grundlegendes Umsetzungs- und Vollzugsdefizit. So hat die Europäische Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet, weil Deutschland nicht genug gegen die 
Verunreinigung von Gewässern durch Nitrate getan hat. 
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Aus globaler Sicht ist besorgniserregend, dass die Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit 
bei der Stickstoffbelastung überschritten sind. Dies birgt große Risiken für die langfristige 
Stabilität von Ökosystemen. Wissenschaftler schätzen, dass es nötig ist, global die 
Umwandlung von Luftstickstoff bei der Düngemittelherstellung von derzeit etwa 120 Mio. t 
auf circa 60 Mio. t pro Jahr zurückzuführen, um kritische Belastungsgrenzen einhalten zu 
können. 

2.2  Welche Erkenntnisse über die Stickstoffdynamik im Boden gibt es allgemein? 
Sind diese auf die Standortbedingungen Mecklenburg-Vorpommerns übertragbar? 

Der Eintrag von reaktiven Stickstoffverbindungen in den Boden hat zum einen Auswirkungen 
auf die Bodenbiologie. Gleichzeitig haben die Eigenschaften der Böden einen großen 
Einfluss darauf, wie Stickstoff in das Grundwasser und in die Oberflächengewässer 
verfrachtet wird (ausführlich Tz. 92 ff). 

2.3  Kann der Anbau stickstoffsammelnder Pflanzen (Leguminosen) einen 
wirkungsvollen Beitrag zur Minimierung von Stickstoffeinträgen leisten? Welchen 
Anbauumfang sehen Sie vor diesem Hintergrund als zweckmäßig an? 

Das Thünen-Institut bewertet in einem Arbeitspapier zur nationalen Umsetzung der GAP den 
Anbau von Zwischenfrüchten und Leguminosen zwar grundsätzlich als unter 
Umweltgesichtspunkten sinnvoll, sofern Düngung (synthetische und organische Dünger) 
sowie Pestizideinsatz ausgeschlossen sind. Der direkte positive Einfluss auf die Erhaltung 
der Biodiversität sei aber vergleichsweise gering. Die Wissenschaftler empfehlen deshalb, 
Zwischenfruchtanbau nicht als ökologische Vorrangfläche anrechenbar zu machen, sondern 
als Bestandteil der guten fachlichen Praxis zu definieren (SCHMIDT et al. 2014, S. 55 f). Für 
den Leguminosenanbau empfehlen sie, diesen nur in Kombination mit anderen ökologischen 
Vorrangflächen als anerkennungsfähig gelten zu lassen. 

2.4  Welche wissenschaftlich belegten Wirkungen üben reaktive Stickstoff-
verbindungen auf den menschlichen Organismus aus? 

Stickstoffoxide in der Luft schädigen direkt die menschliche Gesundheit. Sie reizen die 
Atemwege und haben eine allergieverstärkende Wirkung. Außerdem bilden sie gemeinsam 
mit Ammoniak gesundheitsschädlichen Feinstaub und fördern die Bildung von bodennahem 
Ozon. 

Nitrat im Trinkwasser und in Nahrungsmitteln belastet die menschliche Gesundheit, bei 
Nitrosaminen besteht der Verdacht auf kanzerogene Wirkungen. 

2.5  Bezüglich von N-Emissionen aus der Landwirtschaft wird in Deutschland immer 
noch pauschal vorausgesetzt, dass diese keine erheblich nachteilige Wirkung auf 
Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Gebiete haben. Wie bewerten Sie die Empfehlung des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen (Sondergutachten des Sachverständigenrats 
für Umweltfragen, Stickstoff: Lösungsstrategien für ein drängendes Umweltproblem; 
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Bundestagsdrucksache 18/4040) in jenen Fällen, in denen für ein FFH-Gebiet keine 
spezifischen Bewirtschaftungsvorgaben im Rahmen einer Schutzgebietsverordnung 
gemacht werden, eine FFH-Verträglichkeitsprüfung für die landwirtschaftliche 
Nutzung, inklusive der Auswirkungen von N-Emissionen durchzuführen? 

Die Aussage ist so nicht ganz richtig. Im Sondergutachten des SRU (Tz. 350) wird dargelegt, 
dass MÖCKEL et al. 2014 die Auffassung vertreten, dass zumindest auf eine FFH-
Vorprüfung nicht verzichtet werden kann, soweit nicht in der jeweiligen 
Schutzgebietsverordnung rechtsverbindliche, standortbezogene Anforderungen zur 
Bewirtschaftung bestehen. Der SRU empfiehlt lediglich eine Prüfung des Vorschlags, 
insbesondere im Hinblick auf seine praktische Umsetzung. 

 

3.  Stickstoff und Ernährung 

3.1  Wie würde sich eine drastische Verringerung der reaktiven Stickstoff-
verbindungen auf die Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion in Deutschland 
auswirken? 

Auf der Basis der verfügbaren Literatur erkennt der SRU erhebliche Effizienzpotentiale beim 
Stickstoffeinsatz in der gesamten Wertschöpfungskette vom Pflanzenanbau bis zur 
Tierhaltung (vgl. Tz. 52). Gleichwohl ist der hohe Verzehr tierischer Produkte in Deutschland 
global nicht verallgemeinerungsfähig für 9 Milliarden Menschen. Aus diesem Grunde regt der 
SRU in seinem Gutachten auch eine Debatte über „suffiziente“ Ernährungsgewohnheiten an 
(vgl. Tz. 57 und Tz. 523). 

3.2  Welche N-Minderungspotenziale ergeben sich durch eine Änderung der 
Konsumgewohnheiten, d. h. durch eine stärker pflanzenbasierte Ernährung bei 
insgesamt reduziertem Fleischkonsum? 

Der SRU hat diese Frage lediglich am Beispiel der Reduktionspotenziale bei Ammoniak 
behandelt. Nach einer Abschätzung könnte die Halbierung des Konsums von tierischen 
Produkten die Ammoniakemissionen unter bestimmten Rahmenbedingungen um circa 40 % 
reduzieren (Tz. 337). Die Änderung der Ernährungsgewohnheit sollte daher Teil einer 
Gesamtstrategie sein.  

 

4.  Gegenmaßnahmen 

a)  allgemein 

4.1  Welche Möglichkeiten sehen Sie zur Verminderung der reaktiven 
Stickstoffverbindungen? 
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Welche Maßnahmen der Politik halten Sie für gerechtfertigt, um den Ausstoß von 
reaktiven Stickstoffverbindungen in die Umwelt zu verringern? 

4.2  Welche Maßnahmen und Regelungen können durch den Bund festgelegt 
werden und welche durch die Bundesländer? (Landwirtschaft, Umwelt, Energie, 
Verkehr, Infrastruktur) 

Antworten zu Frage 4.1 und 4.2 

A. Erarbeitung einer nationalen Stickstoffstrategie  

Wir empfehlen der Bundesregierung, zusammen mit den Bundesländern eine nationale 
Stickstoffstrategie zu erarbeiten. Eine solche Strategie bietet wichtige Ansatzpunkte, um die 
genannten politisch-institutionellen Probleme zu lösen: Sie kann eine politische Agenda 
setzen, ein Forum für politische und gesellschaftliche Diskussionsprozesse schaffen, einen 
übergeordneten Begründungsrahmen für politische Handlungsprogramme liefern und breit 
getragene Politikziele formulieren. Damit dient eine nationale Stickstoffstrategie als Basis für 
die Kooperation zwischen verschiedenen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren. Die 
Strategie sollte zudem enge Bezüge zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und zur 
Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt herstellen. Sie kann außerdem einen Beitrag 
dazu leisten, die Ziele des 7. Umweltaktionsprogamms der EU umzusetzen und langfristig 
neue Impulse für die europäische Umweltpolitik zu setzen. 

B.  Das bestehende Zielsystem im Bereich Luftreinhaltung, Gewässerschutz und 
Biodiversitätsschutz (einschließlich Bodenschutz) sollte weiterentwickelt und ein 
übergreifendes Zielsystem geschaffen werden.  

C.  Die Einträge aus der Landwirtschaft müssen reduziert werden  

Die Landwirtschaft ist der größte Emittent von Stickstoffverbindungen und sollte bei der 
Emissionsminderung eine Schlüsselrolle spielen. Das Minderungspotenzial in diesem Sektor 
ist nach wie vor enorm. Das bestehende ordnungsrechtliche Instrumentarium muss deutlich 
nachgeschärft und der Vollzug muss verbessert werden. 

– EU-Agrarpolitik weiter reformieren und ambitioniert umsetzen: Die Ergebnisse der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik sind aus Sicht von Umwelt- und Naturschutz ernüchternd. 
Die ökologischen Anforderungen bei Agrarsubventionen sind – auch mit Unterstützung 
der deutschen Bundesregierung – im Verlauf der Verhandlungen abgeschwächt worden. 
Spielräume für eine ökologisch vorteilhafte Umsetzung in Deutschland wurden nicht 
genutzt. Bei der Halbzeitüberprüfung 2017 sollte dringend nachgebessert werden. Daher 
plädieren wir grundsätzlich dafür, dass öffentliche Gelder nur noch für öffentliche Güter 
ausgegeben werden. Die Mittel für Agrarumweltprogramme müssen deutlich aufgestockt 
werden. Die mit den Agrarsubventionen verknüpften Umweltauflagen sollten zudem 
verschärft werden. Prioritär sind das Verbot von Grünlandumbruch, ambitionierte 
Vorgaben für ökologische Vorrangflächen und die Anbaudiversifizierung. 
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– Die Düngeverordnung reformieren und stringent vollziehen: Die Düngeverordnung ist ein 
zentrales Instrument für die Minderung von Stickstoffeinträgen. Nur eine weitreichende 
Reform kann dazu beitragen, dass die Umweltqualitätsziele für Oberflächengewässer, 
Grundwasser, Luft und Biodiversität erreicht werden. Bei der derzeit diskutierten Reform 
der Düngeverordnung sind eine verbindliche Düngeplanung, die Einbeziehung aller 
organischen Düngemittel (insbesondere der gesamten Gärreste aus Biogasanlagen) in 
die Ausbringungsobergrenzen, strengere Anforderungen an die Ausbringungstechnik, die 
Erstellung eines Nährstoffvergleichs nach der Methode der Hoftorbilanz und strengere 
Kontrollen und Sanktionen für einen besseren Vollzug der Vorgaben von besonderer 
Bedeutung. Es sollten die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
verfügbare Daten von landwirtschaftlichen Betrieben zusammenzuführen und im Vollzug 
zu verwenden. Dies würde den Behörden die Kontrolle und das Monitoring erheblich 
erleichtern. 

– Ordnungsrechtliche Maßnahmen in den Bundesländern ergreifen: Zusätzlich zur Reform 
der Düngeverordnung sind weitere Anstrengungen in der Landwirtschaft erforderlich, um 
die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen. Die bisherigen freiwilligen Maßnahmen 
(Agrarumweltmaßnahmen und landwirtschaftliche Beratung) reichen nicht aus. Deshalb 
sollten die Bundesländer in stärkerem Maße verpflichtende Maßnahmen ergreifen (z. B. 
Ausweisung von Wasserschutzgebieten), auch um dem Verursacherprinzip besser 
gerecht zu werden. 

– Stickstoffüberschussabgabe einführen: Der Reduktionsbedarf ist so groß, dass zusätzlich 
zur beschriebenen Verschärfung des Ordnungsrechts eine Abgabe eingeführt werden 
sollte, die am Stickstoffüberschuss des individuellen Betriebs ansetzt. Ein solches 
ökonomisches Instrument schafft Anreize, das Gesamtemissionsniveau kosteneffizient 
über ordnungsrechtliche Anforderungen hinaus zu senken. Die eingenommenen Mittel 
sollten nach Deckung der administrativen Kosten in den landwirtschaftlichen Sektor 
zurückfließen (z. B. in Form von Beratungsangeboten, Förderung von technischen 
Maßnahmen zur Emissionsminderung oder von Managementmaßnahmen in sensiblen 
Naturräumen). 

– Vorgaben räumlich differenzieren: Verschärfte Vorgaben werden zu einem verstärkten 
Transport von Wirtschaftsdünger führen. Dies ist zu begrüßen, wenn dadurch 
Mineraldünger sinnvoll ersetzt wird. Selbst dann wird es jedoch vermutlich zu einem 
Anstieg der Überschüsse in der aufnehmenden Region kommen, da Wirtschaftsdünger 
eine geringere Düngeeffizienz aufweist. In manchen Regionen führen aber höhere 
Überschüsse wegen ungünstiger Standorteigenschaften oder der Nähe zu empfindlichen 
Ökosystemen zu einem größeren Schaden als in der Ursprungsregion. Dem muss durch 
schärfere Vorgaben in den aufnehmenden Regionen entgegengewirkt werden. 
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– Den Begriff der „guten fachlichen Praxis“ anspruchsvoller ausgestalten: Die gute fachliche 
Praxis beschreibt das von Landwirten zwingend und ohne Entschädigung einzuhaltende 
Schutzniveau. Der SRU empfiehlt, die mit der guten fachlichen Praxis verbundenen 
gesetzlichen Pflichten zu präzisieren, Durchsetzungsmechanismen für die Verwaltung zu 
formulieren und Standards zu verschärfen (z. B. im Hinblick auf die verlustarme 
Ausbringung von Gülle). 

– Anforderungen an Tierhaltungsanlagen verschärfen: Tierhaltungsanlagen sind besonders 
relevant für die Belastung der Ökosysteme mit Ammoniak. Im Rahmen der Novellierung 
der TA Luft sollten klare und anspruchsvolle Vorgaben für Tierhaltungsanlagen 
geschaffen werden. Dabei sollte für alle zwangsbelüfteten Schweinemastanlagen eine 
Abluftreinigung vorgeschrieben werden, mit Übergangfristen und, wo erforderlich, 
Einzelfallprüfungen für bestehende Stallbauten. Bei Geflügelbetrieben muss der Stand der 
Technik für Abluftreinigungsanlagen weiterentwickelt werden. Für kleinere Anlagen, die 
nicht unter die TA Luft fallen, sollten Anforderungen an Errichtung, Beschaffenheit und 
Betrieb formuliert werden. 

D. Biogaserzeugung sollte umweltgerecht ausgestaltet werden 

Die Biogaserzeugung verschärft das bestehende Stickstoffproblem in der 
landwirtschaftlichen Produktion. Wir begrüßen daher grundsätzlich, dass die EEG-Novellen 
2012 und 2014 den Ausbau der Biomasse bremsen. Bei Neuanlagen sollte die 
Biogaserzeugung nach unserer Ansicht künftig primär auf der energetischen Nutzung von 
Rest- und Abfallstoffen beruhen. Die größte Herausforderung liegt allerdings darin, negative 
Umweltwirkungen bestehender Anlagen zu reduzieren. Bei der nächsten Novelle des EEG 
sind daher verstärkte Anreize zur Flexibilisierung mit einer Reduktion der erzeugten 
Strommenge und damit des Substrateinsatzes zu verbinden. So kann die Stickstoffbelastung 
durch den Energiepflanzenanbau verringert werden, während gleichzeitig die Energiewende 
durch flexible Stromerzeugung unterstützt wird. Landwirtschaftlich genutzte Gärreste sollten 
vollständig in die Vorgaben zur Düngung einbezogen werden, um Stickstoffeinträge in die 
Umwelt zu reduzieren. 

E. Lebensmittelkonsum sollte schrittweise verändert werden 

Stickstoffüberschüsse können nur dann ausreichend verringert werden, wenn höhere 
Umweltanforderungen an die Landwirtschaft in Deutschland mit veränderten 
Konsummustern einhergehen. Dies gilt gerade auch aus globaler Sicht, da 
Problemverschiebungen durch Lebensmittelimporte zu vermeiden sind. Der derzeit hohe 
Konsum tierischer Produkte wie Fleisch, Eier und Milch sollte gesenkt und 
Lebensmittelabfälle reduziert werden. Der Gemüseanbau kann ebenfalls mit erheblichen 
Stickstoffeinträgen in die Umwelt verbunden sein, auch damit das Gemüse besonders 
ansprechend aussieht. Die Verbraucherinformation zu diesem Zusammenhang sollte 
verbessert werden. Konsummuster sind schwer zu beeinflussen. Um dennoch einen 
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schrittweisen Wandel zu erreichen, empfiehlt der SRU eine Kombination von 
zielgruppenspezifischer Information und ökonomischen Instrumenten, die dafür sorgen, dass 
die Umweltkosten sich stärker im Preis von tierischen Produkten spiegeln. Beispielsweise 
sollte der reduzierte Mehrwertsteuersatz für Fleisch, Eier und Milchprodukte abgeschafft 
werden. Außerdem sollten weitere nichtmonetäre Instrumente geprüft werden. So könnte 
beispielsweise der Staat als Betreiber vieler Kantinen seine Vorbildfunktion stärker 
wahrnehmen und eine attraktive Auswahl von vegetarischen Gerichten und „halben“ 
Fleischportionen anbieten. 

F. Der Verkehr sollte technisch und strukturell umgestaltet werden 

Für eine nachhaltige Minderung der Stickstoffemissionen aus dem Verkehr sind sowohl 
technische als auch strukturelle Maßnahmen erforderlich. Die wichtigsten Empfehlungen von 
unserer Seite sind: 

– Abgasnormen weiterentwickeln: Die europäischen Abgasnormen für Pkw, Lkw und mobile 
Maschinen sollten weiterentwickelt werden. Kritisch sieht der SRU insbesondere, dass 
Emissionsgrenzwerte von Diesel-Pkw in der Praxis zum Teil sehr deutlich überschritten 
werden, weil die Prüfstandsemissionen nicht den tatsächlichen Emissionen im Fahrbetrieb 
entsprechen. Hier besteht dringender Handlungsbedarf. 

– Umweltzonen weiterentwickeln: Bislang werden Umweltzonen primär zur Minderung von 
Feinstaub eingesetzt. Dabei entstehen bereits Synergieeffekte in Bezug auf 
Stickstoffoxidemissionen. Eine direkte Einbeziehung von Stickstoffoxid durch Fahrverbote 
für Fahrzeuge, die anspruchsvolle Grenzwerte nicht einhalten, könnte diese positiven 
Effekte verstärken. Darüber hinaus empfiehlt der SRU, auch mobile Maschinen und 
Geräte (z. B. Baumaschinen) einzubeziehen. 

– Dieselfahrzeuge gegenüber Benzinfahrzeugen gleichstellen: Dieselkraftstoff wird 
gegenüber Benzin steuerlich bevorzugt. Dies ist ein Grund für die deutliche Zunahme der 
Anzahl von Diesel-Pkw, die derzeit mehr Stickstoffoxide emittieren als benzinbetriebene 
Pkw. Diese Steuerprivilegierung ist aus Umweltsicht nicht gerechtfertigt. 

– Emissionen von Lkw senken: Durch eine Ausweitung der Lkw-Maut auf Nutzfahrzeuge ab 
3,5 Tonnen und auf allen Bundesstraßen sollten weitergehende Anreize für die Minderung 
der Stickstoffoxidemissionen von Lkw gegeben werden. Der SRU hält es außerdem für 
notwendig, auf europäischer Ebene die Grundlage dafür zu schaffen, dass in der Lkw-
Maut sämtliche Kosten durch Luftschadstoffbelastungen berücksichtigt werden können. 

– Emissionen des Schiffsverkehrs senken: Die Emissionen der Seeschifffahrt werden 
international geregelt. Der SRU befürwortet die Bemühungen der Bundesregierung, die 
Nord- und Ostsee auf Ebene der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation als 
Stickstoffoxidüberwachungsgebiete ausweisen zu lassen, um dort in Zukunft strengere 
Emissionsstandards durchzusetzen. Diese Maßnahmen reichen auf Dauer allerdings nicht 
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aus, um Umwelt und Gesundheit adäquat zu schützen. Notwendig sind auch 
umfassendere Veränderungen der Verkehrssysteme, beispielweise die Entwicklung von 
integrierten, umweltfreundlichen Mobilitätskonzepten in Ballungsräumen, die 
Elektrifizierung weiter Teile des Straßenverkehrs auf Basis erneuerbaren Stroms und die 
Entwicklung umweltschonender Antriebe im Schiffsverkehr. 

G. Emissionen aus der Stromerzeugung sind weiter zu mindern 

Kraftwerke gehören zu den Hauptverursachern der Stickstoffoxidemissionen. Die im Rahmen 
der Energiewende geplante schrittweise Reduzierung der fossilen Stromerzeugung wird die 
Stickstoffoxidemissionen langfristig stark senken. Allerdings könnten alte Kohlekraftwerke mit 
hohen Stickstoffoxidemissionen aufgrund der niedrigen Betriebskosten noch viele Jahre 
wirtschaftlich betrieben werden. Auch Stromerzeugung aus Biomasse setzt erhebliche 
Mengen an Stickstoffoxid frei. Vor diesem Hintergrund kommen wir zu folgenden 
Empfehlungen:  

– Einen Kohleausstiegskonsens erarbeiten: Die weitere Entwicklung des fossilen 
Kraftwerksparks sollte nicht allein den Marktkräften überlassen werden. Die 
Bundesregierung sollte sich für einen verhandelten Kohleausstieg einsetzen, der es 
erlaubt, besonders ineffiziente Kraftwerke zuerst vom Markt zu nehmen. Diese 
Maßnahme wäre auch aus Sicht des Klimaschutzes positiv zu bewerten und würde den 
für die Energiewende notwendigen Strukturwandel im Kraftwerkspark unterstützen. 

– Strenge Grenzwerte für fossil und biogen betriebene Kraftwerke festlegen: Die bisher 
gültigen Grenzwerte für Stickstoffoxide entsprechen nicht mehr dem Stand der Technik 
und sollten verschärft werden. Dies sollte nicht nur für die wenigen zu erwartenden 
Neuanlagen, sondern wegen des großen Minderungspotenzials gerade auch für 
Bestandsanlagen gelten. 

4.3  Welche konkreten Steuerungsinstrumente für die Minimierung von reaktiven 
Stickstoffverbindungen sehen Sie in Mecklenburg-Vorpommern? 

-- 

 
4.4  Wie bewerten Sie die bisherige Umsetzung des „Konzeptes zur Minderung der 
diffusen Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft in die Oberflächengewässer und 
das Grundwasser Mecklenburg-Vorpommerns"? Ist es geeignet, eine wesentliche 
Minimierung der reaktiven Stickstoffverbindungen zu erbringen? 

-- 

 

4.5 Ist die Entwicklung einer nationalen Stickstoffstrategie notwendig und welche 

Maßnahmen und Regelungen sollte eine solche Strategie enthalten? 
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s. Antworten Frage 4.1 und 4.2 

4.6  Welche Maßnahmen sind in der konventionellen Landwirtschaft notwendig, um 
eine Minimierung der reaktiven Stickstoffverbindungen zu erreichen? 

s. Antworten Frage 4.1 und 4.2 

b)  im Rahmen der GAP 

4.7  Sehen Sie in den „Greening"-Vorgaben der gegenwärtigen Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) einen relevanten Beitrag zur Minimierung der Stickstoffeinträge?  

Nach Beendigung der Übergangsfrist sind ab 2015 die Direktzahlungen für die 
landwirtschaftlichen Betriebe zu 30 % an die Einhaltung der sogenannten Greening-
Vorschriften gekoppelt. Diese bestehen aus drei Elementen: Restriktionen zum 
Grünlandumbruch, der Vorgabe zur Ausweisung ökologischer Vorrangflächen 
(Flächennutzung im Umweltinteresse) sowie Vorgaben für eine Anbaudiversifizierung 
(Art. 43 bis 46 EU-Direktzahlungsverordnung Nr. 1307/2013 (DZ-VO)). Alle drei Elemente 
sind für eine Minderung der Belastungen durch Stickstoffeinträge aus der Landwirtschaft 
relevant. Sie können zu einer Minderung der Stickstoffeinträge beitragen.  

Allerdings sollten die derzeitigen Anforderungen des Greenings beim Midtermreview 2017 
nachgebessert werden, insbesondere im Hinblick auf die Fruchtartendiversifizierung, den 
Grünlandumbruch und die Anforderungen an ökologische Vorrangflächen, auch um 
Stickstoffeinträge deutlich zu vermindern.  

Beispielsweise sollten die Vorgaben zum Grünlanderhalt schärfer gefasst werden. Die 5 %-
Klausel sollte überprüft werden und die Europäische Kommission sollte die in der 
Verordnung formulierte Befugnis nutzen, im Rahmen delegierter Rechtsakte weitere 
gefährdete Gebiete mit Umbruchverbot auszuweisen. Auf nationaler Ebene empfehlen wir, 
die Ergänzung im Direktzahlungen-Durchführungsgesetz um ein Umbruchverbot auf 
umweltsensible Grünlandflächen außerhalb von FFH-Gebieten, insbesondere 
Moorstandorte, Überschwemmungsgebiete und artenreiche Grünlandflächen auszudehnen. 

c)  Vorgaben der DüV 

4.8  Halten Sie die im Entwurf der Düngeverordnung des Bundes genannten 
Maßnahmen zur Reduzierung des Stickstoffeintrages für ausreichend, um die 
Vorgaben der europäischen Nitratrichtlinie zu erfüllen? 

Der Entwurf des Bundes vom 18. Dezember 2014 ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die 
vorgesehenen Anpassungen gehen jedoch aus Sicht des SRU nicht weit genug (vgl. 4.9). Es 
ist fraglich ob die Maßnahmen ausreichen, um flächendeckend die Vorgaben der 
Nitratrichtlinie umzusetzen. In diesem Zusammenhang ist jedoch auch auf die Verantwortung 
der Bundesländer hinzuweisen. Sie müssen sicherstellen, dass die Vorgaben der DüV 
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konsequent durchgesetzt werden und erhalten durch die Länderöffnungsklausel einen 
zusätzlichen Spielraum, um in belasteten Gebieten weitere Maßnahmen anzuordnen. Der 
zuletzt bekannt gewordene Entwurf ermöglicht auch einige Abweichungsmöglichkeiten für 
die Länder nach unten. Die DüV zielt als Umsetzung der Nitrat-Richtlinie auf den Schutz von 
Wasserkörpern vor Nitrateinträgen ab. Es ist jedoch zu betonen, dass sie ebenfalls für die 
Erreichung der Ziele im Rahmen der NERC-RL, der Biodiversitätsstrategie oder des Meeres- 
und Klimaschutzes von großer Bedeutung ist. Ihr Beitrag zur Erreichung dieser Ziele darf 
nicht durch das Abschwächen einzelner Maßnahmen im Zuge der Länderöffnungsklausel 
reduziert werden. 

4.9  Welche Regeln sind aus Ihrer Sicht im bisher vorliegenden Entwurf einer 
novellierten Düngeverordnung zu verschärfen, damit die Verordnung maßgeblich und 
wirksam zu einer Reduzierung der reaktiven Stickstoffverbindungen in der Umwelt 
beitragen kann? 

– Emissionsarme Technik zur Ausbringung von Wirtschaftsdünger wird erst ab 2020 für 
Ackerland und ab 2025 für Grünland verpflichtend. Diese Vorgaben sind von großer 
Bedeutung, um die Ammoniakemissionen zu verringern, und sollten schneller umgesetzt 
werden. 

– Die Hoftorbilanz soll als präzises, nachvollziehbares und relativ unbürokratisches 
Bilanzierungsverfahren eingeführt werden, was zu begrüßen ist. Sie soll jedoch erst 2018 
und zu Beginn nur für besonders große Viehhaltungsbetriebe verpflichtend werden. Aus 
Sicht des SRU ist die möglichst schnelle Einführung der Hoftorbilanz für alle Betriebe eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, dass ein erfolgreicher Vollzug der Düngeverordnung 
gelingen kann.  

– Um den Vollzug der DüV sicherzustellen, sind bei Missachtung der Vorgaben 
entsprechende Sanktionen zu verhängen. Der Entwurf sieht nicht vor, dass die 
Überschreitung des zulässigen Nährstoffsaldos als Ordnungswidrigkeit geahndet wird. 

– Die Vorgaben zur Mindestlagerkapazität sind nicht ausreichend. Sie muss sicherstellen, 
dass Wirtschaftsdünger nur dann ausgebracht wird, wenn er auch von Pflanzen 
aufgenommen werden kann. 

– Die Länderöffnungsklausel ermöglicht Ländern in stark belasteten Gebieten zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen. Es ist zu bemängeln, dass nur der Einzugsbereich von 
Grundwassermessstellen als belastetes Gebiet angesehen wird. Darüber hinaus wäre es 
zielführend, wenn weitreichendere Maßnahmen ergriffen werden können. 

– Es ist vorgesehen, dass für Gärreste im Zuge der Derogation eine höhere 
Ausbringungsobergrenze gilt. Der SRU lehnt eine Derogation für Gärreste auf Ackerland 
ab, da kein ausreichender Nährstoffbedarf für derartige Gaben besteht und es bei so 
hohen Mengen organischem Stickstoff zu einer ineffizienten Ausnutzung kommt. 
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– Phosphatausbringung: Der Entwurf sieht keine Verpflichtung zur Abreicherung auf 
hochversorgten Böden vor, obwohl aus Sicht der Pflanzenernährung kein Düngebedarf 
besteht. 

d)  konkrete Maßnahmen 

4.10  Können nachstehend aufgeführte Maßnahmen einen wirkungsvollen Beitrag zur 
Reduzierung des Eintrags reaktiver Stickstoffverbindungen in die Umwelt leisten und 
wie bewerten Sie diese: 

a) die Einhaltung eines maximalen Viehbesatzes von 2 Großvieheinheiten pro Hektar 
(GV/ha), 

b) regionale Bestandsobergrenzen für Nutztiere, 

c) die Erhöhung des Anteils der ökologischen Landwirtschaft, 

d) die Wiedereinführung von gesetzlichen Gewässerschutzstreifen, 

e) die Einführung von Grenzwerten für den Ausstoß von Ammoniak in der 
Nutztierhaltung, der in Mecklenburg-Vorpommern den von der Gesamtmenge her 
bedeutendsten Luftschadstoff darstellt, 

f) ein Moratorium beim Bau von Nutztierhaltungsanlagen in Regionen, in denen der 
Grundwasserkörper den guten chemischen Zustand aufgrund zu hoher 
Nitratkonzentrationen (> 50 mg/I) verfehlt? 

Zu a) und b): Der SRU hat sich im Zusammenhang mit der Stickstoffbelastung nicht für eine 
räumliche Entzerrung der Tierhaltung ausgesprochen. Hintergrund ist, dass aus Sicht des 
SRU bei einer strengen und konsequent vollzogenen DüV diese Maßnahmen nicht 
notwendig sind. Wenn jedoch der Vollzug der DüV – und die lückenlose Nachvollziehbarkeit 
von Wirtschaftsdüngertransporten – nicht sichergestellt werden kann, ist eine räumliche 
Entzerrung der Tierhaltung zu diskutieren. 

Zu c): Der SRU sieht die besondere Stärke des ökologischen Landbaus im Zusammenhang 
mit Stickstoffemissionen darin, dass seine Umweltbelastung pro Flächeneinheit geringer ist. 
Der ökologische Landbau ist daher besonders geeignet, um in sensiblen Gebieten – wie zum 
Beispiel Wasserschutzgebieten – die Umweltbelastung zu reduzieren. Daher wäre eine 
Erhöhung des Anteils der ökologischen Landwirtschaft sinnvoll. Es ist zu betonen, dass der 
ökologische Landbau auch im Bezug auf andere Umweltprobleme, wie den Einsatz von 
Pflanzenschutzmittel, Vorteile aufweist und daher immer umfassend zu bewerten ist. 

Zu d): Nach § 38 Absatz 1 WHG dienen Gewässerrandstreifen unter anderem der Erhaltung 
und Verbesserung der ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer und der 
Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen. Die Breite von Gewässerrandstreifen 
im Außenbereich ist im Wasserhaushaltsgesetz mit fünf Metern festgelegt, in diesen ist der 



13 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen untersagt. Allerdings nimmt § 38 Absatz 4 WHG 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln von diesem Verbot aus. Für 
diese Tätigkeiten regelt die Düngeverordnung spezialgesetzlich in § 3 Absatz 6, dass ein 
Abstand von drei Metern einzuhalten ist. Allerdings ist nicht nachvollziehbar, warum die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln weitergehend zulässig ist als 
andere Tätigkeiten, weil sowohl Dünger als auch Pflanzenschutzmittel die Funktionen der 
Oberflächengewässer erheblich beeinträchtigen können.  

Wir sind der Auffassung, dass die Breite der Gewässerrandstreifen in Übereinstimmung mit 
der Empfehlung der LAWA aus dem Jahr 2002 auf zehn Meter erweitert werden und die 
Verwendung von Dünger in Gewässerrandstreifen generell verboten werden sollte. 

Dabei ist noch zu beachten, dass die Länder nach § 2 Absatz 2 WHG kleine Gewässer von 
wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung einschließlich Be- und 
Entwässerungsgräben von dem Anwendungsbereich des Gesetzes ausnehmen können. 
Somit gelten für diese keine Abstandsregeln. Dies ist auch deshalb besonders 
problematisch, da die Entwässerungsgräben in der Regel in andere Oberflächengewässer 
entwässern und somit die Nährstoffe weitertransportiert werden. Aus diesem Grunde und 
angesichts der Tatsache, dass eine Gewässerrandstreifenausweisung an solchen kleinen 
Gewässern schwierig sein könnte, empfehlen wir den Bundesländern, wenigstens über das 
Ergreifen anderer Maßnahmen zur Minderung der Stickstoffeinträge beizutragen. 

e)  „finanzielle Hebel" 

4.11  Gibt es einen Zusammenhang zwischen Preis und Ausbringungspraxis bei 
mineralischen und synthetischen Düngemitteln? Halten Sie eine Abgabe auf 
mineralische und synthetische Düngemittel für eine wirkungsvolle Maßnahme zur 
Minimierung der Stickstoffeinträge? 

Eine Erhöhung des Preises von mineralischen Düngemitteln durch eine Abgabe würde sich 
verringernd auf den Einsatz dieser auswirken. Bei der Verwendung von mineralischem 
Dünger bestehen noch Effizienzreserven, die durch eine Abgabe gehoben werden könnten. 
Wie stark dies geschieht, hängt maßgeblich von der Höhe des Abgabensatzes ab. Der SRU 
hat sich in der Vergangenheit jedoch nicht für eine Abgabe auf mineralische Düngemittel, 
sondern für eine Abgabe auf Stickstoffüberschüsse ausgesprochen (vgl. 4.12). Hintergrund 
ist, dass eine Abgabe auf Mineraldünger erhebliche Lenkungsdefizite aufweist, da sie in 
erster Linie Ackerbaubetriebe belastet und nicht die für die erheblichen Umweltprobleme 
weitaus relevanteren intensiven Tierhaltungsbetriebe. Zudem wird nicht berücksichtigt, dass 
ein Großteil des zugeführten Düngers im Produkt verbleibt und dementsprechend keine 
Schadwirkung entfaltet. 

4.12  Wie bewerten Sie steuerliche Instrumente (z. B. Abschaffung des verminderten 
Steuersatzes für Dieselfahrzeuge, voller Mehrwertsteuersatz von 19 % auf tierische 
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Produkte, Stickstoffabgabe für landwirtschaftliche Betriebe etc., um ökonomische 
Anreize zur Minderung des Stickstoffüberschusses zu setzen? 

Generell befürwortet der SRU ökonomische Instrumente zur Minderung der 
Stickstoffemissionen. So empfehlen wir die Einführung einer Stickstoffüberschussabgabe in 
der Landwirtschaft. Die Überschussabgabe kann als ökonomisches Instrument 
kosteneffizient und kontinuierlich Anreize für Verminderungen über die ordnungsrechtlichen 
Vorgaben hinaus setzen. Sie wirkt der unzureichenden Berücksichtigung externer Kosten 
des Stickstoffeinsatzes in der Landwirtschaft entgegen. 

Außerdem sollte die Privilegierung von Dieselfahrzeugen durch die Kraftstoffsteuer auch 
aufgrund ihrer aktuell höheren Stickstoffoxidemissionen abgeschafft werden. 

Auch sollte der ermäßigte Mehrwertsteuersatz für tierische Produkte abgeschafft und der 
reguläre Mehrwertsteuersatz angewendet werden. 
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